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R) Religion und Religionsgemeinschaften im allgemeinen Rechtsverkehr 

1.  Allgemeine Gleichbehandlung 

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
Vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 1897), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05. Februar 2009 

(BGBl. I S. 160) 

§ 1 Ziel des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist, Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen 
Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen. 

§ 2 Anwendungsbereich 

(1) Benachteiligungen aus einem in § 1 genannten Grund sind nach Maßgabe dieses Gesetzes 
unzulässig in Bezug auf:  

1. die Bedingungen, einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen, für den 
Zugang zu unselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von 
Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, sowie für den beruflichen Aufstieg, 

2. die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich Arbeitsentgelt und 
Entlassungsbedingungen, insbesondere in individual- und kollektivrechtlichen 
Vereinbarungen und Maßnahmen bei der Durchführung und Beendigung eines 
Beschäftigungsverhältnisses sowie beim beruflichen Aufstieg, 

3. den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der Berufsbildung 
einschließlich der Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung 
sowie der praktischen Berufserfahrung, 

4. die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Beschäftigten- oder Arbeitgebervereinigung 
oder einer Vereinigung, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, 
einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Vereinigungen, 

5. den Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesundheitsdienste, 

6. die sozialen Vergünstigungen, 

7. die Bildung, 

8. den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit 
zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum. 

(…) 

§ 9 Zulässige unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder Weltanschauung 

(1) Ungeachtet des § 8 ist eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion oder der 
Weltanschauung bei der Beschäftigung durch Religionsgemeinschaften, die ihnen 
zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder durch Vereinigungen, 
die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe 
machen, auch zulässig, wenn eine bestimmte Religion oder Weltanschauung unter Beachtung 
des Selbstverständnisses der jeweiligen Religionsgemeinschaft oder Vereinigung im Hinblick 
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auf ihr Selbstbestimmungsrecht oder nach der Art der Tätigkeit eine gerechtfertigte berufliche 
Anforderung darstellt. 

(2) Das Verbot unterschiedlicher Behandlung wegen der Religion oder der Weltanschauung 
berührt nicht das Recht der in Absatz 1 genannten Religionsgemeinschaften, der ihnen 
zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform oder der Vereinigungen, die 
sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion oder Weltanschauung zur Aufgabe machen, 
von ihren Beschäftigten ein loyales und aufrichtiges Verhalten im Sinne ihres jeweiligen 
Selbstverständnisses verlangen zu können. 

§ 19 Zivilrechtliches Benachteiligungsverbot 

(1) Eine Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, wegen 
des Geschlechts, der Religion, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität bei 
der Begründung, Durchführung und Beendigung zivilrechtlicher Schuldverhältnisse, die  

1. typischerweise ohne Ansehen der Person zu vergleichbaren Bedingungen in einer Vielzahl 
von Fällen zustande kommen (Massengeschäfte) oder bei denen das Ansehen der Person nach 
der Art des Schuldverhältnisses eine nachrangige Bedeutung hat und die zu vergleichbaren 
Bedingungen in einer Vielzahl von Fällen zustande kommen oder 

2. eine privatrechtliche Versicherung zum Gegenstand haben, 

ist unzulässig. 

§ 20 Zulässige unterschiedliche Behandlung 

(1) Eine Verletzung des Benachteiligungsverbots ist nicht gegeben, wenn für eine 
unterschiedliche Behandlung wegen der Religion, einer Behinderung, des Alters, der 
sexuellen Identität oder des Geschlechts ein sachlicher Grund vorliegt. Das kann insbesondere 
der Fall sein, wenn die unterschiedliche Behandlung  

(…) 

4. an die Religion eines Menschen anknüpft und im Hinblick auf die Ausübung der 
Religionsfreiheit oder auf das Selbstbestimmungsrecht der Religionsgemeinschaften, der 
ihnen zugeordneten Einrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform sowie der 
Vereinigungen, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Religion zur Aufgabe machen, 
unter Beachtung des jeweiligen Selbstverständnisses gerechtfertigt ist. 

(2) (…) Eine unterschiedliche Behandlung wegen der Religion, einer Behinderung, des Alters 
oder der sexuellen Identität ist im Falle des § 19 Abs. 1 Nr. 2 nur zulässig, wenn diese auf 
anerkannten Prinzipien risikoadäquater Kalkulation beruht, insbesondere auf einer 
versicherungsmathematisch ermittelten Risikobewertung unter Heranziehung statistischer 
Erhebungen. 

§ 27   Aufgaben 

(1) Wer der Ansicht ist, wegen eines in § 1 genannten Grundes benachteiligt worden zu sein, 
kann sich an die Antidiskriminierungsstelle des Bundes wenden.  

 (2) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unterstützt auf unabhängige Weise Personen, 
die sich nach Absatz 1 an sie wenden, bei der Durchsetzung ihrer Rechte zum Schutz vor 
Benachteiligungen. Hierbei kann sie insbesondere  

 (…) 

3. eine gütliche Beilegung zwischen den Beteiligten anstreben. 
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Soweit Beauftragte des Deutschen Bundestages oder der Bundesregierung zuständig sind, 
leitet die Antidiskriminierungsstelle des Bundes die Anliegen der in Absatz 1 genannten 
Personen mit deren Einverständnis unverzüglich an diese weiter.  

 (3) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes nimmt auf unabhängige Weise folgende 
Aufgaben wahr, soweit nicht die Zuständigkeit der Beauftragten der Bundesregierung oder 
des Deutschen Bundestages berührt ist:  

 (…)2. Maßnahmen zur Verhinderung von Benachteiligungen aus den in § 1 genannten 
Gründen, 

 (…) 

 (4) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem Zuständigkeitsbereich 
betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages legen 
gemeinsam dem Deutschen Bundestag alle vier Jahre Berichte über Benachteiligungen aus 
den in § 1 genannten Gründen vor und geben Empfehlungen zur Beseitigung und Vermeidung 
dieser Benachteiligungen. Sie können gemeinsam wissenschaftliche Untersuchungen zu 
Benachteiligungen durchführen.  

 (5) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes und die in ihrem Zuständigkeitsbereich 
betroffenen Beauftragten der Bundesregierung und des Deutschen Bundestages sollen bei 
Benachteiligungen aus mehreren der in § 1 genannten Gründe zusammenarbeiten. 

§ 33 Übergangsbestimmungen 

(…) 

(3) Bei Benachteiligungen wegen des Geschlechts, der Religion, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Identität sind die §§ 19 bis 21 nicht auf Schuldverhältnisse 
anzuwenden, die vor dem 1. Dezember 2006 begründet worden sind. Satz 1 gilt nicht für 
spätere Änderungen von Dauerschuldverhältnissen. 

2.  Ausländerrecht 

Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Ausländern im 
Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz – AufenthG) 

Vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950), in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 
2008 (BGBl. I. S. 162), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2437) 

Kapitel 4    Ordnungsrechtliche Vorschriften  

Abschnitt 1 Begründung der Ausreisepflicht 

§ 47   Verbot und Beschränkung der politischen Betätigung 

(…) 

(2) Die politische Betätigung eines Ausländers wird untersagt, soweit sie  

1. die freiheitliche demokratische Grundordnung oder die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland gefährdet oder den kodifizierten Normen des Völkerrechts 
widerspricht, 
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2. Gewaltanwendung als Mittel zur Durchsetzung politischer, religiöser oder sonstiger 
Belange öffentlich unterstützt, befürwortet oder hervorzurufen bezweckt oder geeignet ist 
oder 

(...) 

§ 55   Ermessensausweisung 

(1) Ein Ausländer kann ausgewiesen werden, wenn sein Aufenthalt die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt.  

(2) Ein Ausländer kann nach Absatz 1 insbesondere ausgewiesen werden, wenn er  

(…) 

8.  

a) öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften ein Verbrechen 
gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder 
terroristische Taten von vergleichbarem Gewicht in einer Weise billigt oder dafür wirbt, die 
geeignet ist, die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu stören, oder 

b) in einer Weise, die geeignet ist, die öffentliche Sicherheit und Ordnung zu stören, zum 
Hass gegen Teile der Bevölkerung aufstachelt oder zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen 
gegen sie auffordert oder die Menschenwürde anderer dadurch angreift, dass er Teile der 
Bevölkerung beschimpft, böswillig verächtlich macht oder verleumdet, 

9. auf ein Kind oder einen Jugendlichen gezielt und andauernd einwirkt, um Hass auf 
Angehörige anderer ethnischer Gruppen oder Religionen zu erzeugen oder zu verstärken, 

(…) 

Kapitel 5   Beendigung des Aufenthalts 

Abschnitt 2 Durchsetzung der Ausreisepflicht 
§ 60   Verbot der Abschiebung(1) In Anwendung des Abkommens vom 28. Juli 1951 über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559) darf ein Ausländer nicht in einen Staat 
abgeschoben werden, in dem sein Leben oder seine Freiheit wegen seiner Rasse, Religion, 
Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen 
seiner politischen Überzeugung bedroht ist. (...) 

(...) 

(5) Ein Ausländer darf nicht abgeschoben werden, soweit sich aus der Anwendung der 
Konvention vom 4. November 1950 zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
(BGBl. 1952 II S. 685) ergibt, dass die Abschiebung unzulässig ist. 

(...) 
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3.  Verkehrsrecht 

Verordnung über den Betrieb von Kraftfahrunternehmen im Personennahverkehr  
(BOKraft) 

Vom 21. Juni 1975 (BGBl. I S. 1573), zuletzt geändert durch Verordnung vom 8. November 
2007 (BGBl. I  S. 2569) 

§ 26   Kenntlichmachung 

(…) 

(4) Fremdwerbung an Taxen und Mietwagen ist nur auf den seitlichen Fahrzeugtüren zulässig. 
Politische und religiöse Werbung an Taxen ist unzulässig. 

4.  Stiftungsrecht 

Gesetz über rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts [von Schleswig-Holstein] 
(Stiftungsgesetz – StiftG) 

Vom 13. Juli 1972 (GVOBl. Schl.-H. S. 123), in der Fassung vom 2. März 2000 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 208), zuletzt geändert durch Verordnung vom 12. Oktober 2005 (GVOBl. Schl.-H. 

S. 487) 

Abschnitt 1   Allgemeine Vorschriften 

§ 1   Begriffsbestimmung 

Stiftungen im Sinne dieses Gesetzes sind rechtsfähige Stiftungen des bürgerlichen Rechts 
(§§ 80 bis 88 des Bürgerlichen Gesetzbuches – BGB), die ihren Sitz im Lande Schleswig-
Holstein haben. 

§ 7   Vermögensanfall 

(1) Enthält das Stiftungsgeschäft oder die Satzung für den Fall der Auflösung oder Aufhebung 
einer Stiftung keine Bestimmung über die Verwendung des Vermögens, so fällt das 
Vermögen einschließlich Verbindlichkeiten 

1. einer kommunalen Stiftung (§ 17) an die kommunale Körperschaft,  

2. einer kirchlichen Stiftung (§ 18) an die Aufsicht führende Kirche,  

3. einer anderen Stiftung an das Land (Fiskus).  

Ist eine Anfallberechtigte nach Satz 1 Nr. 2 nicht vorhanden, so fällt das Vermögen an den 
Fiskus.  

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 gelten die Vorschriften über eine dem 
Fiskus als gesetzlichem Erben anfallende Erbschaft und § 46 Satz 2 BGB125 entsprechend. 

                                                 
125 Anm.: Diese Vorschrift des Bürgerlichen Gesetzbuches hat folgenden Wortlaut: 

§ 46   [Anfall an den Fiskus] 
(...) 
(2) Der Fiskus hat das Vermögen tunlichst in einer den Zwecken des Vereins entsprechenden Weise zu 
verwenden. 
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Abschnitt 2   Besondere Vorschriften 

§ 18   Kirchliche Stiftungen 

(1) Kirchliche Stiftungen sind Stiftungen, die ausschließlich oder überwiegend kirchlichen 
Zwecken gewidmet sind und die 

1. organisatorisch mit einer Kirche verbunden oder  

2. in der Stiftungssatzung der kirchlichen Aufsicht unterstellt sind oder  

3. ihre Zwecke nur sinnvoll in Verbindung mit einer Kirche erfüllen können.  

Vor einer Anerkennung nach § 2 bedürfen kirchliche Stiftungen der Anerkennung durch die 
zuständige Kirchenbehörde. 

(2) Bei Maßnahmen, die kirchliche Stiftungen betreffen, führt die nach diesem Gesetz zu-
ständige Behörde das Einvernehmen mit der zuständigen Kirchenbehörde herbei. Bei 
Satzungsänderungen, durch die der Stiftungszweck geändert wird, sowie bei 
Zusammenlegungen, Auflösungen und Aufhebungen von kirchlichen Stiftungen bedarf es 
außerdem des Benehmens der Ministerpräsidentin oder des Ministerpräsidenten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sowie § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 und Abs. 2 gelten 
entsprechend für die Stiftungen der Religionsgesellschaften und 
Weltanschauungsvereinigungen, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind. 

5.  Tierschutz 

Tierschutzgesetz 
Vom 24. Juli 1972 (BGBl. I S. 1277), in der Neufassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 
2006 (BGBl. I S. 1206, 1313), zuletzt geändert durch Gesetz  vom 15. Juli 2009 (BGBl. I S. 

1950) 

Dritter Abschnitt   Töten von Tieren 

§ 4a   [Tötung von warmblütigen Tieren] 

(1) Ein warmblütiges Tier darf nur geschlachtet werden, wenn es vor Beginn des Blutentzugs 
betäubt worden ist. 

(2) Abweichend von Absatz 1 bedarf es keiner Betäubung, wenn  

1. sie bei Notschlachtungen nach den gegebenen Umständen nicht möglich ist,  

2. die zuständige Behörde eine Ausnahmegenehmigung für ein Schlachten ohne Betäubung 
(Schächten) erteilt hat; sie darf die Ausnahmegenehmigung nur insoweit erteilen, als es 
erforderlich ist, den Bedürfnissen von Angehörigen bestimmter Religionsgemeinschaften 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu entsprechen, denen zwingende Vorschriften ihrer 
Religionsgemeinschaft das Schächten vorschreiben oder den Genuss von Fleisch nicht 
geschächteter Tiere untersagen oder  

3. dies als Ausnahme durch Rechtsverordnung nach § 4b Nr. 3 bestimmt ist.  
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6.  Sammlungsrecht 

a)  Sammlungsgesetz [Baden-Württemberg] 
in der Fassung vom 19. März 1996 (GBl. S. 342), zuletzt geändert durch Verordnung vom 

25. April 2007 (GBl. S. 252) 

§ 1 Begriff 

(...) 

(3) Keiner Erlaubnis bedürfen Haussammlungen, die eine Vereinigung unter ihren 
Angehörigen oder ein sonstiger Veranstalter innerhalb eines mit ihm durch persönliche 
Beziehungen verbundenen Personenkreis durchführt.  

§   13 Sammlungen der Kirchen, Religionsgemeinschaften 
undWeltanschauungsgemeinschaften 

(1) Das Gesetz ist nicht anzuwenden auf Sammlungen, die von Kirchen, 
Religionsgemeinschaften und weltanschaulichen Gemeinschaften und ihren Gliederungen in 
oder vor ihren Kirchen oder ihren anderen dem Gottesdienst oder der Pflege ihrer 
Weltanschauung dienenden Räumen oder Grundstücken oder in örtlichem Zusammenhang 
mit kirchlichen, anderen religiösen oder der Pflege einer Weltanschauung dienenden 
Veranstaltungen durchgeführt werden, wenn der Veranstalter eine Körperschaft des 
öffentlichen Rechts ist.  

(2) Das Gesetz ist ferner nicht anzuwenden auf Sammlungen, die von Orden und religiösen 
Kongregationen nach ihren kirchlich genehmigten Regeln zur Bestreitung ihres 
Lebensunterhalts durchgeführt werden.  

(3) § 1 Abs. 3 gilt auch für die in Absatz 1 genannten Veranstalter.  

b)  Hessisches Sammlungsgesetz (HSammlG) 
Vom 27. Mai 1969 (GVBl. I S. 71), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Oktober 2005 

(GVBl. I S. 674), außer Kraft seit 31. Dezember 2009 

c)  Sammlungsgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (Sammlungsgesetz M-V) 
Vom 17. Juni 1996 (GVOBl. M-V S. 266), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. November 

2001 (GVOBl. M-V S. 438) 

§ 5   Mitwirkung von Minderjährigen 

(1) Minderjährige unter 14 Jahren dürfen zum Sammeln nicht herangezogen werden.  

(2) Minderjährige vom 14. bis zum 18. Lebensjahr dürfen nur bei Straßensammlungen und in 
der Zeit vom 1. April bis zum 30. September nur bis 20.00 Uhr und in der Zeit vom 
1. Oktober bis 31. März nur bis 18.00 Uhr eingesetzt werden.  

(3) Absatz 1 und 2 gelten auch für Sammlungen im Sinne von § 1 Abs. 3 und § 11. Für 
Minderjährige vom vollendeten 7. Lebensjahr an kann die zuständige Behörde in besonders 
begründeten Einzelfällen Ausnahmen zulassen, wenn eine Gefährdung der Minderjährigen 
nicht zu befürchten ist. In diesem Fall soll die Erlaubnis mit einer Auflage versehen werden, 
die dem Schutz der Minderjährigen dient.  
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§ 10   Ordnungswidrigkeiten und Einziehung 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

(..) 

5. einen Minderjährigen entgegen § 5 Abs. 1, 2 und 3 Satz 1 zu einer Sammlung heranzieht, 

(...) 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5 000 Euro geahndet werden.  

(...) 

  (4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist die nach § 9 zuständige Behörde.  

§ 11 Sammlungen der Kirchen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften 

(1) Dieses Gesetz findet mit Ausnahme des § 5 und des § 10 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 und 4 keine 
Anwendung auf Sammlungen, die von Kirchen, Religionsgesellschaften und 
Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind,  

1. auf ihnen gehörenden oder von ihnen genutzten Grundstücken, 

2. in Kirchen oder sonstigen, dem Gottesdienst oder der Pflege der Weltanschauung 
dienenden Räumen, 

3. in örtlichem Zusammenhang mit kirchlichen, anderen religiösen oder der Pflege der 
Weltanschauung dienenden Veranstaltungen oder 

4. in Form von Haussammlungen bei ihren Angehörigen 

durchgeführt werden.  

(2) Das Gesetz ist mit Ausnahme des § 5 und des § 10 Abs. 1 Nr. 5, Abs. 2 und 4 ferner nicht 
anzuwenden auf Sammlungen, die von Orden und religiösen Kongregationen nach ihren 
kirchlich genehmigten Regeln zur Bestreitung ihres Lebensunterhaltes durchgeführt werden.  

d)  Sammlungsgesetz für Rheinland-Pfalz (SammlG) 
Vom 5. März 1970 (GVBl. S. 93), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Oktober 2009 

(GVBGl. S. 358) 

§ 8 Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen  

(1) Kinder unter 14 Jahren dürfen zum Sammeln nicht herangezogen werden. Dies gilt nicht 
für Sammlungen nach § 12 Abs. 1 Nr. 2. 

(2) Jugendliche vom vollendeten 14. bis zum vollendeten 18. Lebensjahr dürfen nur bei 
Straßensammlungen und nur bis zum Eintritt der Dunkelheit eingesetzt werden; die 
Erlaubnisbehörde oder die für die Überwachung nicht erlaubnisbedürftiger Sammlungen 
zuständige Behörde kann im Einzelfall, bei Haussammlungen jedoch nur bis zum Eintritt der 
Dunkelheit, Ausnahmen zulassen, wenn eine Gefährdung der Jugendlichen nicht zu 
befürchten ist und jeweils zwei Jugendliche zusammen eingesetzt werden. 

§ 11 Bußgeldvorschriften  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder in den Fällen der Nummern 2 bis 8 auch 
fahrlässig 
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(...) 

8. ein Kind oder einen Jugendlichen entgegen § 8 zu einer Sammlung heranzieht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet 
werden. 

(...) 

(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist die Erlaubnisbehörde, in den Fällen des § 9 die für die 
Überwachung nicht erlaubnisbedürftiger Sammlungen zuständige Behörde. 

§ 12 Sammlungen der Kirchen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften  

(1) Dieses Gesetz findet mit Ausnahme des § 8 und des § 11 Abs. 1 Nr. 8, Abs. 2 und 4 keine 
Anwendung auf Sammlungen, die von Kirchen, Religionsgesellschaften und 
Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, 

1. auf ihnen gehörenden oder von ihnen genutzten Grundstücken, 

2. in Kirchen oder sonstigen, dem Gottesdienst oder der Pflege der Weltanschauung 
dienenden Räumen, 

3. in örtlichem Zusammenhang mit kirchlichen, anderen religiösen oder der Pflege der 
Weltanschauung dienenden Veranstaltungen oder 

4. in Form von Haussammlungen bei ihren Angehörigen 

durchgeführt werden. 

(2) Das Gesetz ist mit Ausnahme des § 8 und des § 11 Abs. 1 Nr. 8, Abs. 2 und 4 ferner nicht 
anzuwenden auf Sammlungen, die von Orden und religiösen Kongregationen nach ihren 
kirchlich genehmigten Regeln zur Bestreitung ihres Lebensunterhaltes durchgeführt werden. 

e)  Saarländisches Sammlungsgesetz(SaarlSammlG)  
Vom 3. Juni 1968 (Amtsbl. S. 506), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. November 2007 

(Amtsbl. S. 2393) 

§ 8 Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen 

(1) Kinder unter 14 Jahren dürfen zum Sammeln nicht herangezogen werden. Dies gilt nicht 
für Sammlungen nach § 12 Abs. 1 Buchstabe a.  

(2) Jugendliche vom 14. bis 18. Lebensjahr dürfen nicht zu Haussammlungen herangezogen 
werden. Bei Straßensammlungen dürfen sie nur bis zum Eintritt der Dunkelheit eingesetzt 
werden.  

(3) Für Kinder vom vollendeten 12. Lebensjahr an und für Jugendliche kann die 
Erlaubnisbehörde in besonders begründeten Einzelfallen Ausnahmen zulassen, wenn eine 
Gefährdung der Kinder oder Jugendlichen nicht zu befürchten ist.  

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

(...) 

8. ein Kind oder einen Jugendlichen entgegen § 8 zu einer Sammlung heranzieht. 
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet werden.  

(3) Sammlungserträge, auf die sich eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 bezieht, können 
eingezogen werden; sie sind unter Berücksichtigung des mutmaßlichen Willens der Spender 
einem von der Erlaubnisbehörde bzw. der nach § 11 Abs. 2 zuständigen Behörde bestimmten 
Zweck zuzuführen. § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist anzuwenden.  

§ 12 Sammlungen der Kirchen, Religionsgemeinschaften und weltanschaulichen 
Gemeinschaften 

Dieses Gesetz findet mit Ausnahme der §§ 8 und 10 keine Anwendung auf  

1. Sammlungen der Kirchen, Religionsgemeinschaften und weltanschaulichen 
Gemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, und deren Einrichtungen 
und Vereinigungen  

a) in ihren Kirchen und sonstigen dem Gottesdienst oder der Pflege ihrer Weltanschauung 
dienenden Räumen, 

b) in Form von Haussammlungen bei ihren Angehörigen, 

c) auf Kirchenvorplätzen und sonstigen von den Kirchen, Religionsgemeinschaften und 
weltanschaulichen Gemeinschaften genutzten Grundstücken, 

d) in örtlichem Zusammenhang mit kirchlichen, religiösen oder der Weltanschauung 
dienenden Veranstaltungen, 

2. Sammlungen der Ordensgemeinschaften und religiösen Kongregationen, die nach ihren 
kirchlichen genehmigten Regeln zur Bestreitung ihres Lebensunterhalts durchgeführt werden. 

f)  Sächsisches Sammlungsgesetz (SächsSammlG)  
Vom 5. November 1996 (SächsGVBl. S. 446), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. August 

2009 (SächsGVBl. S. 438), außer Kraft seit 28. Dezember 2009 

g)  Sammlungsgesetz [Schleswig-Holstein]  
Vom 10. Dezember 1969 (GVOBl. Schl.-H. S. 276), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
14. Januar. 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 72), außer Kraft seit 1. Januar 2009 

h)  Thüringer Sammlungsgesetz (ThürSammlG) 
Vom 8. Juni 1995 (GVBl. S. 197), zuletzt geändert durch Gesetz126 vom 8.Juli 2009 (GVBl.  

S. 592) 

§ 8 Mitwirkung von Minderjährigen 

(1) Kinder unter 14 Jahren dürfen zum Sammeln nicht herangezogen werden.  

(2) Jugendliche vom vollendeten 14. bis zum vollendeten 18. Lebensjahr dürfen nur bei 
Straßensammlungen und nur bis zum Eintritt der Dunkelheit eingesetzt werden.  

                                                 
126 Anm.: Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. EU Nr. L 376 S. 36). 
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(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die nichterlaubnisbedürftigen Sammlungen nach § 1 
Abs. 3.  

(4) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 kann die Erlaubnisbehörde in begründeten 
Einzelfällen und wenn die Gefährdung der Jugendlichen nicht zu befürchten ist, zulassen, daß 
diese jeweils mindestens zu zweit  

1. auch nach Eintritt der Dunkelheit bei Straßensammlungen oder 

2. auch bei Haussammlungen, jedoch nur bis zum Eintritt der Dunkelheit, 

eingesetzt werden. 

§ 9 Überwachung nichterlaubnisbedürfiger Sammlungen 

(1) Wer Sammlungen von Geld- oder Sachspenden oder geldwerten Leistungen durch 
Spendenbriefe, durch öffentliche Aufrufe, durch Aufstellen von Sammelbehältern oder in der 
Form der persönlichen Mitgliederwerbung veranstaltet oder veranstalten will, hat der 
zuständigen Behörde auf Verlangen die Auskünfte zu geben und die Unterlagen vorzulegen, 
die diese zur Überwachung der ordnungsgemäßen Durchführung der Sammlung und zur 
Prüfung der zweckentsprechenden, einwandfreien Verwendung des Sammlungsertrags nach 
pflichtgemäßem Ermessen für nötig hält. (...) 

§ 10   Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

(...) 

9. einen Minderjährigen entgegen § 8 zu einer Sammlung heranzieht, 

(...) 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet 
werden.  

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) ist die Erlaubnisbehörde (§ 12).  

§ 13 Sammlungen der Kirchen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungsgemeinschaften 

Das Gesetz ist nicht auf Sammlungen anzuwenden, die von Kirchen, Religionsgesellschaften 
und weltanschaulichen Gemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, und 
ihren Gliederungen  

1. auf ihnen gehörenden Grundstücken, in Kirchen oder sonstigen dem Gottesdienst oder der 
Pflege der Weltanschauung dienenden Räumen, 

2. in örtlichem Zusammenhang mit kirchlichen, anderen religiösen oder der Pflege der 
Weltanschauung dienenden Veranstaltungen oder 

3. in Form von Haussammlungen und Sammlungen nach § 9 Abs. 1 Satz 1 bei ihren 
Angehörigen 

durchgeführt werden; unberührt hiervon bleibt in den Fällen der Nummern 2 und 3 die 
Anwendbarkeit des § 8 sowie des § 10 Abs. 1 Nr. 9, Abs. 2 und 3. 
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7. Versicherungsrecht 

a)  Sozialgesetzbuch (SGB) Fünftes Buch (V): Gesetzliche Krankenversicherung 
Vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477, 2482), zuletzt geändert durch Gesetz vom14. April 

2010 (BGBl. I S. 410) 

Erstes Kapitel   Allgemeine Vorschriften  

§ 2   Leistungen 

(...) 

(3) Bei der Auswahl der Leistungserbringer ist ihre Vielfalt zu beachten. Den religiösen 
Bedürfnissen der Versicherten ist Rechnung zu tragen. 

(...) 

Zweites Kapitel   Versicherter Personenkreis 

Erster Abschnitt   Versicherung kraft Gesetzes 

§ 5   Versicherungspflicht 

(1) Versicherungspflichtig sind 

1. Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte, die gegen 
Arbeitsentgelt beschäftigt sind, 

(...) 

(4a) Auszubildende, die im Rahmen eines Berufsausbildungsvertrages nach dem 
Berufsbildungsgesetz in einer außerbetrieblichen Einrichtung ausgebildet werden, stehen den 
Beschäftigten zur Berufsausbildung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 gleich. Als zu ihrer 
Berufsausbildung Beschäftigte im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 gelten Personen, die als nicht 
satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften oder ähnlicher religiöser 
Gemeinschaften für den Dienst in einer solchen Genossenschaft oder ähnlichen religiösen 
Gemeinschaft außerschulisch ausgebildet werden.  

(...) 

§ 6   Versicherungsfreiheit 

(1) Versicherungsfrei sind 

(...) 

4. Geistliche der als öffentlich-rechtliche Körperschaften anerkannten 
Religionsgesellschaften, wenn sie nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen bei Krankheit Anspruch auf Fortzahlung der Bezüge und auf Beihilfe 
haben, 

(...) 

7. satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und ähnliche 
Personen, wenn sie sich aus überwiegend religiösen oder sittlichen Beweggründen mit 
Krankenpflege, Unterricht oder anderen gemeinnützigen Tätigkeiten beschäftigen und 
nicht mehr als freien Unterhalt oder ein geringes Entgelt beziehen, das nur zur 
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Beschaffung der unmittelbaren Lebensbedürfnisse an Wohnung, Verpflegung, Kleidung 
und dergleichen ausreicht, 

(...) 

(2) Nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 versicherungspflichtige Hinterbliebene der in Absatz 1 Nr. 2 und 4 
bis 6 genannten Personen sind versicherungsfrei, wenn sie ihren Rentenanspruch nur aus der 
Versicherung dieser Personen ableiten und nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen bei Krankheit Anspruch auf Beihilfe haben. 

Viertes Kapitel   Beziehungen der Krankenkassen zu den Leistungserbringern 

Achter Abschnitt   Beziehungen zu sonstigen Leistungserbringern 

§ 132a   Versorgung mit häuslicher Krankenpflege 

(1) Die Spitzenverbände der Krankenkassen gemeinsam und einheitlich und die für die 
Wahrnehmung der Interessen von Pflegediensten maßgeblichen Spitzenorganisationen auf 
Bundesebene sollen unter Berücksichtigung der Richtlinien nach § 92 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 
gemeinsam Rahmenempfehlungen über die einheitliche Versorgung mit häuslicher 
Krankenpflege abgeben; für Pflegedienste, die einer Kirche oder einer Religionsgemeinschaft 
des öffentlichen Rechts oder einem sonstigen freigemeinnützigen Träger zuzuordnen sind, 
können die Rahmenempfehlungen gemeinsam mit den übrigen Partnern der 
Rahmenempfehlungen auch von der Kirche oder der Religionsgemeinschaft oder von dem 
Wohlfahrtsverband abgeschlossen werden, dem die Einrichtung angehört. Vor Abschluß der 
Vereinbarung ist der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Die Stellungnahmen sind 
in den Entscheidungsprozeß der Partner der Rahmenempfehlungen einzubeziehen. (...) 

(...) 

Achtes Kapitel   Finanzierung 

Erster Abschnitt   Beiträge 

Vierter Titel   Tragung der Beiträge 

§ 251   Tragung der Beiträge durch Dritte 

(1) Der zuständige Rehabilitationsträger trägt die auf Grund der Teilnahme an Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben sowie an Berufsfindung oder Arbeitserprobung (§ 5 Abs. 1 Nr. 6) 
oder des Bezugs von Übergangsgeld, Verletztengeld oder Versorgungskrankengeld (§ 192 
Abs. 1 Nr. 3) zu zahlenden Beiträge.  

(...) 

(4b) Für Personen, die als nicht satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften oder 
ähnlicher religiöser Gemeinschaften für den Dienst in einer solchen Genossenschaft oder 
ähnlichen religiösen Gemeinschaften außerschulisch ausgebildet werden, trägt die geistliche 
Genossenschaft oder ähnliche religiöse Gemeinschaft die Beiträge. 

(...) 
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b)  Sozialgesetzbuch (SGB) Sechstes Buch (VI): Gesetzliche Rentenversicherung 
Vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2261; ber. BGBl. 1990 I S. 1337), in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 1404, ber. 3384), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 5. August 2010 (BGBl. I S. 1127)127 

Erstes Kapitel   Versicherter Personenkreis 

Erster Abschnitt   Versicherung kraft Gesetzes 

§ 1   Beschäftigte 

Versicherungspflichtig sind 

(...) 

4. Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörige ähnlicher 
Gemeinschaften während ihres Dienstes für die Gemeinschaft und während der Zeit ihrer 
außerschulischen Ausbildung. 

(...) 

§ 5   Versicherungsfreiheit 

(1) Versicherungsfrei sind 

(...) 

2. sonstige Beschäftigte von Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, deren Verbänden einschließlich der Spitzenverbände oder ihrer 
Arbeitsgemeinschaften, wenn ihnen nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen Anwartschaft auf Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit und im 
Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet und die Erfüllung der 
Gewährleistung gesichert ist, 

3. Beschäftigte im Sinne von Nummer 2, wenn ihnen nach kirchenrechtlichen Regelungen 
eine Anwartschaft im Sinne von Nummer 2 gewährleistet und die Erfüllung der 
Gewährleistung gesichert ist, sowie satzungsmäßige Mitglieder geistlicher 
Genossenschaften, Diakonissen und Angehörige ähnlicher Gemeinschaften, wenn ihnen 
nach den Regeln der Gemeinschaft Anwartschaft auf die in der Gemeinschaft übliche 
Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit und im Alter gewährleistet und die 
Erfüllung der Gewährleistung gesichert ist, 

in dieser Beschäftigung und in weiteren Beschäftigungen, auf die die Gewährleistung einer 
Versorgungsanwartschaft erstreckt wird.  

(...) 

Über das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie nach Satz 2 und die 
Erstreckung der Gewährleistung auf weitere Beschäftigungen entscheidet für Beschäftigte 
beim Bund und bei Dienstherren oder anderen Arbeitgebern, die der Aufsicht des Bundes 
unterstehen, der zuständige Bundesminister, im übrigen die oberste Verwaltungsbehörde des 
Landes, in dem die Arbeitgeber, Genossenschaften oder Gemeinschaften ihren Sitz haben. 

(...) 

(4) Versicherungsfrei sind Personen, die 
                                                 
127 Anm.: Die Änderungen durch das Gesetz von 20. April 2007 (BGBl. I S. 554) treten teilweise erst mit 
Wirkung vom 1. Januar 2012 in Kraft und sind im Text noch nicht berücksichtigt. 
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(...) 

2. nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder entsprechenden 
kirchenrechtlichen Regelungen oder nach den Regelungen einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung eine Versorgung nach Erreichen einer Altersgrenze beziehen 
oder die in der Gemeinschaft übliche Versorgung im Alter nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 
erhalten oder 

(...) 

§ 6   Befreiung von der Versicherungspflicht 

(1) Von der Versicherungspflicht werden befreit  

(...) 

2. Lehrer oder Erzieher, die an nicht-öffentlichen Schulen oder Anstalten beschäftigt sind, 
wenn ihnen nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder entsprechenden 
kirchenrechtlichen Regelungen Anwartschaft auf Versorgung bei verminderter 
Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet und 
die Erfüllung der Gewährleistung gesichert ist und wenn diese Personen die 
Voraussetzungen nach § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 erfüllen,  

(...) 

Dritter Abschnitt   Nachversicherung, Versorgungsausgleich und Rentensplitting 

§ 8   Nachversicherung, Versorgungsausgleich und Rentensplitting  

(...) 

(2) Nachversichert werden Personen, die als 

(...) 

3. satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen oder Angehörige 
ähnlicher Gemeinschaften oder 

4. Lehrer oder Erzieher an nicht-öffentlichen Schulen oder Anstalten 

versicherungsfrei waren oder von der Versicherungspflicht befreit worden sind, wenn sie 
ohne Anspruch oder Anwartschaft auf Versorgung aus der Beschäftigung ausgeschieden sind 
oder ihren Anspruch auf Versorgung verloren haben und Gründe für einen Aufschub der 
Beitragszahlung (§ 184 Abs. 2) nicht gegeben sind. Die Nachversicherung erstreckt sich auf 
den Zeitraum, in dem die Versicherungsfreiheit oder die Befreiung von der 
Versicherungspflicht vorgelegen hat (Nachversicherungszeitraum). Bei einem Ausscheiden 
durch Tod erfolgt eine Nachversicherung nur, wenn ein Anspruch auf Hinterbliebenenrente 
geltend gemacht werden kann. 
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Zweites Kapitel   Leistungen 

Zweiter Abschnitt   Renten 

Zweiter Unterabschnitt   Anspruchsvoraussetzungen für einzelne Renten 

Fünfter Titel   Rentenrechtliche Zeiten 

§ 56 Kindererziehungszeiten 

(...) 

(4) Elternteile sin von der Anrechnung ausgeschlossen, wenn sie 

(...) 

3. während der Erziehungszeit Anwartschaften auf Versorgung im Alter nach 
beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen oder entsprechenden 
kirchenrechtlichen Regelungen oder nach den Regelungen einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung aufgrund der Erziehung erworben haben, die systembezogen 
gleichwertig berücksichtigt wird wie die Kindererziehung nach diesem Buch. 

(...) 

Dritter Unterabschnitt   Rentenhöhe und Rentenanpassung 

Dritter Titel   Ermittlung der persönlichen Entgelt punkte 

§ 71 Entgeltpunkte für beitragsfreie und beitragsgeminderte Zeiten (Gesamtleistungs- 
          bewertung) 

(...) 

(4) Soweit beitragsfreie Zeiten mit Zeiten zusammentreffen, die bei einer Versorgung aus 
einem 

1. öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder 

2. Arbeitsverhältnis mit Anspruch auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen oder entsprechenden kirchenrechtlichen Regelungen 

ruhegehaltfähig sind oder bei Eintritt des Versorgungsfalls als ruhegehaltfähig anerkannt 
werden, bleiben sie bei der Gesamtleistungsbewertung unberücksichtigt. 

Viertes Kapitel   Finanzierung 

Zweiter Abschnitt   Beiträge und Verfahren 

Erster Unterabschnitt   Beiträge 

Zweiter Titel   Beitragsbemessungsgrundlagen 

§ 162   Beitragspflichtige Einnahmen Beschäftigter 

Beitragspflichtige Einnahmen sind 

(...) 

4. bei Mitgliedern geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörigen ähnlicher 
Gemeinschaften die Geld- und Sachbezüge, die sie persönlich erhalten, jedoch bei 
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Mitgliedern, denen nach Beendigung ihrer Ausbildung eine Anwartschaft auf die in der 
Gemeinschaft übliche Versorgung nicht gewährleistet oder für die die Gewährleistung 
nicht gesichert ist (§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3), mindestens 40 vom Hundert der 
Bezugsgröße, 

(...) 

§ 163   Sonderregelung für beitragspflichtigte Einnahmen Beschäftigter 

(...) 

(3) Bei Arbeitnehmern, die ehrenamtlich tätig sind und deren Arbeitsentgelt infolge der 
ehrenamtlichen Tätigkeit gemindert wird, gilt auch der Betrag zwischen dem tatsächlich 
erzielten Arbeitsentgelt und dem Arbeitsentgelt, das ohne die ehrenamtliche Tätigkeit erzielt 
worden wäre, höchstens bis zur Beitragsbemessungsgrenze als Arbeitsentgelt 
(Unterschiedsbetrag), wenn der Arbeitnehmer dies beim Arbeitgeber beantragt. Satz 1 gilt nur 
für ehrenamtliche Tätigkeiten für Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, deren Verbände einschließlich der Spitzenverbände oder ihrer Arbeitsgemeinschaften, 
Parteien, Gewerkschaften, sowie Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die wegen des ausschließlichen und unmittelbaren Dienstes für 
gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke von der Körperschaftsteuer befreit sind. 
Der Antrag kann nur für laufende und künftige Lohn- und Gehaltsabrechnungszeiträume 
gestellt werden. 

(...) 

Dritter Titel   Verteilung der Beitragslast 

§ 168   Beitragstragung bei Beschäftigten 

(1) Die Beiträge werden getragen 

(...) 

4. bei Mitgliedern geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörigen ähnlicher 
Gemeinschaften von den Genossenschaften oder Gemeinschaften, wenn das monatliche 
Arbeitsentgelt 40 vom Hundert der monatlichen Bezugsgröße nicht übersteigt, im 
Übrigen von den Mitgliedern und den Genossenschaften oder Gemeinschaften je zur 
Hälfte, 

(...) 

Zweiter Unterabschnitt   Verfahren 

Vierter Titel   Nachzahlung 

§ 206   Nachzahlung für Geistliche und Ordensleute 

(1) Geistliche und sonstige Beschäftigte der als öffentlich-rechtliche Körperschaften 
anerkannten Religionsgesellschaften, Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen 
und Angehörige vergleichbarer karitativer Gemeinschaften, die als Vertriebene anerkannt sind 
und vor ihrer Vertreibung eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 oder Nr. 3 ausgeübt haben, können, sofern sie eine gleichartige Beschäftigung oder 
Tätigkeit im Inland nicht wieder aufgenommen haben, auf Antrag für die Zeiten der 
Versicherungsfreiheit, längstens jedoch bis zum 1. Januar 1943 zurück, freiwillige Beiträge 
nachzahlen, sofern diese Zeiten nicht bereits mit Beiträgen belegt sind. 
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(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, soweit die Zeiten der Versicherungsfreiheit bei einer 
Versorgung aus einem 

1. öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder 

2. Arbeitsverhältnis mit Anspruch auf Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen oder entsprechenden kirchenrechtlichen Regelungen 

ruhegehaltfähig sind oder bei Eintritt des Versorgungsfalls als ruhegehaltfähig anerkannt 
werden. 

(3) Die Nachzahlung ist nur zulässig, wenn die allgemeine Wartezeit erfüllt ist oder wenn 
nach Wohnsitznahme im Inland für mindestens 24 Kalendermonate Pflichtbeiträge gezahlt 
sind. 

Fünftes Kapitel   Sonderregelungen 

Erster Abschnitt   Ergänzungen für Sonderfälle 

Zweiter Unterabschnitt   Versicherter Personenkreis 

§ 230   Versicherungsfreiheit 

(...) 

(2) Personen, die am 31. Dezember 1991 als versicherungspflichtige 

1. Beschäftigte von Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts oder 
ihre Verbände oder 

2. satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen oder Angehörige 
ähnlicher Gemeinschaften, 

nicht versicherungsfrei und nicht von der Versicherungspflicht befreit waren, bleiben in dieser 
Beschäftigung versicherungspflichtig. Sie werden jedoch auf Antrag unter den 
Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Satz 1 von der Versicherungspflicht befreit. (...) 

(...) 

§ 231   Befreiung von der Versicherungspflicht 

(...) 

(6) Personen, die am 31. Dezember 1998 eine nach § 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 oder § 229a Abs. 1 
versicherungspflichtige selbständige Tätigkeit ausgeübt haben, werden auf Antrag von dieser 
Versicherungspflicht befreit, wenn sie 

3. vor dem 10. Dezember 1998 eine anderweitige Vorsorge im Sinne des Absatzes 5 
Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 3 oder Satz 2 für den Fall der Invalidität und des Erlebens des 
60. oder eines höheren Lebensjahres sowie im Todesfall für Hinterbliebene getroffen 
haben; Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 und 3 und Satz 2 sind mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass an die Stelle des Datums 30. Juni 2000 jeweils das Datum 30. September 2001 
tritt. 

(7) Personen, die nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden 
Fassung von der Versicherungspflicht befreit waren, bleiben in dieser Beschäftigung von der 
Versicherungspflicht befreit. 

(8) Personen, die die Voraussetzungen für eine Befreiung von der Versicherungspflicht nach 
§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung erfüllen, nicht 
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aber die Voraussetzungen nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in der ab 1. Januar 2009 geltenden 
Fassung, werden von der Versicherungspflicht befreit, wenn ihnen nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen oder entsprechenden kirchenrechtlichen Regelungen Anwartschaft auf 
Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit und im Alter sowie auf 
Hinterbliebenenversorgung durch eine für einen bestimmten Personenkreis geschaffene 
Versorgungseinrichtung gewährleistet ist und sie an einer nichtöffentlichen Schule beschäftigt 
sind, die vor dem 13. November 2008 Mitglied der Versorgungseinrichtung geworden ist. 

§ 233a   Nachversicherung im Beitrittsgebiet 

(1) Personen, die vor dem 1. Januar 1992 aus einer Beschäftigung im Beitrittsgebiet 
ausgeschieden sind, in der sie nach dem jeweils geltenden, dem § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 und § 230 Abs. 1 Nr. 3 sinngemäß entsprechenden Recht nicht versicherungspflichtig, 
versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreit waren, werden nachversichert, 
wenn sie  

1. ohne Anspruch oder Anwartschaft auf Versorgung aus der Beschäftigung ausgeschieden 
sind und 

2. einen Anspruch auf eine nach den Vorschriften dieses Buches zu berechnende Rente 
haben oder aufgrund der Nachversicherung erwerben würden. 

Der Nachversicherung werden die bisherigen Vorschriften, die im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland außerhalb des Beitrittsgebiets anzuwenden sind oder anzuwenden waren, fiktiv 
zugrunde gelegt; Regelungen, nach denen eine Nachversicherung nur erfolgt, wenn sie 
innerhalb einer bestimmten Frist oder bis zu einem bestimmten Zeitpunkt beantragt worden 
ist, finden keine Anwendung.  

(...) 

Für Personen, die aus einer Beschäftigung mit Anwartschaft auf Versorgung nach 
kirchenrechtlichen Regelungen oder mit Anwartschaft auf die in der Gemeinschaft übliche 
Versorgung im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 ausgeschieden sind, erfolgt eine 
Nachversicherung nach Satz 1 oder 2 nur, wenn sie bis zum 31. Dezember 1994 beantragt 
wird. 

(...) 

(3) Pfarrer, Pastoren, Prediger, Vikare und andere Mitarbeiter von Religionsgesellschaften im 
Beitrittsgebiet, für die aufgrund von Vereinbarungen zwischen den Religionsgesellschaften 
und der Deutschen Demokratischen Republik Beiträge zur Sozialversicherung für Zeiten im 
Dienst der Religionsgesellschaften nachgezahlt wurden, gelten für die Zeiträume, für die 
Beiträge nachgezahlt worden sind, als nachversichert, wenn sie einen Anspruch auf eine nach 
den Vorschriften dieses Buches zu berechnende Rente haben oder aufgrund der 
Nachversicherung erwerben würden.  

(4) Diakonissen, für die aufgrund von Vereinbarungen zwischen dem Bund der Evangelischen 
Kirchen im Beitrittsgebiet und der Deutschen Demokratischen Republik Zeiten einer 
Tätigkeit in den Evangelischen Diakonissenmutterhäusern und Diakoniewerken vor dem 1. 
Januar 1985 im Beitrittsgebiet bei der Gewährung und Berechnung von Renten aus der 
Sozialversicherung zu berücksichtigen waren, werden für diese Zeiträume nachversichert, 
wenn sie einen Anspruch auf eine nach den Vorschriften dieses Buches zu berechnende Rente 
haben oder aufgrund der Nachversicherung erwerben würden. Dies gilt entsprechend für 
Mitglieder geistlicher Genossenschaften, die vor dem 1. Januar 1985 im Beitrittsgebiet eine 
vergleichbare Tätigkeit ausgeübt haben. Für Personen, die nach dem 31. Dezember 1984 aus 
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der Gemeinschaft ausgeschieden sind, geht die Nachversicherung nach Satz 1 oder 2 für 
Zeiträume vor dem 1. Januar 1985 der Nachversicherung nach Absatz 1 oder 2 vor. 

(...) 

Elfter Unterabschnitt   Finanzierung 

Zweiter Titel   Beiträge 

§ 277a   Durchführung der Nachversicherung im Beitrittsgebiet 

(...) 

(2) Für Pfarrer, Pastoren, Prediger, Vikare und andere Mitarbeiter von Religionsgesellschaften 
im Beitrittsgebiet, die nach § 233a Abs. 3 als nachversichert gelten, gilt die Nachversicherung 
mit den Entgelten als durchgeführt, für die Beiträge nachgezahlt worden sind. Die 
Religionsgesellschaften haben den Nachversicherten die jeweiligen Entgelte zu bescheinigen. 

(3) Für Diakonissen und Mitglieder geistlicher Genossenschaften im Beitrittsgebiet, die nach 
§ 233a Abs. 4 nachversichert werden, ist Beitragsbemessungsgrundlage für Zeiten  

1. bis zum 31. Mai 1958 ein monatliches Arbeitsentgelt von 270 Deutsche Mark, 

2. vom 1. Juni 1958 bis 30. Juni 1967 ein monatliches Arbeitsentgelt von 340 Deutsche 
Mark, 

3. vom 1. Juli 1967 bis 28. Februar 1971 ein monatliches Arbeitsentgelt von 420 Deutsche 
Mark, 

4. vom 1. März 1971 bis 30. September 1976 ein monatliches Arbeitsentgelt von 470 
Deutsche Mark und 

5. vom 1. Oktober 1976 bis 31. Dezember 1984 ein monatliches Arbeitsentgelt von 520 
Deutsche Mark. 

Die Beitragsbemessungsgrundlage ist für die Berechnung der Beiträge mit den 
entsprechenden Werten der Anlage 10 und mit dem Verhältniswert zu vervielfältigen, in dem 
im Zeitpunkt der Zahlung die Bezugsgröße (Ost) zur Bezugsgröße steht. § 181 Abs. 4 und 
§ 277 Satz 3 bleiben unberührt. 

Zweiter Abschnitt   Ausnahmen von der Anwendung neuen Rechts 

Siebter Unterabschnitt   Leistungen an Berechtigte im Ausland  

§ 318   Ermessensleistungen an besondere Personengruppen 

(1) Versicherte, die nicht Deutsche sind und sich gewöhnlich im Ausland aufhalten, können 
die Rente wie Deutsche bei einem entsprechenden Aufenthalt erhalten, wenn sie 

(...) 

3. früher deutsche Staatsangehörige waren und als Angehörige deutscher geistlicher 
Genossenschaften oder ähnlicher Gemeinschaften aus überwiegend religiösen oder 
sittlichen Beweggründen mit Krankenpflege, Unterricht, Seelsorge oder ähnlichen 
gemeinnützigen Tätigkeiten außerhalb des Gebiets der Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Stand bis zum 3. Oktober 1990 beschäftigt waren und bis zum 31. Dezember 1984 
Anspruch auf eine Rente entstanden ist. 
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Leistung von Renten an Hinterbliebene der in Absatz 1 
genannten Versicherten, die selbst weder Deutsche sind noch zu den Berechtigten nach 
Absatz 1 gehören. Sie erhalten 70 vom Hundert der Rente an Hinterbliebene. 

(...) 

c)  Sozialgesetzbuch (SGB) Siebtes Buch (VII) Gesetzliche Unfallversicherung 
Vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1254), zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. August 2010 

(BGBl. I S. 1127) 

Erstes Kapitel   Aufgaben, versicherter Personenkreis, Versicherungsfall 

Zweiter Abschnitt   Versicherter Personenkreis 

§ 2   Versicherung kraft Gesetzes 

(1) Kraft Gesetzes sind versichert 

(...) 

10. Personen, die  

        a)  für Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts    oder deren      

  Verbände oder Arbeitsgemeinschaften, für die in den Nummern 2 und 8 genannten 
Einrichtungen oder für privatrechtliche Organisationen im Auftrag oder mit 
ausdrücklicher Einwilligung, in besonderen Fällen mit schriftlicher Genehmigung von 
Gebietskörperschaften ehrenamtlich tätig sind oder an Ausbildungsveranstaltungen für 
diese Tätigkeit teilnehmen, 

    b) für öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften und deren Einrichtungen oder für 
privatrechtliche Organisationen im Auftrag oder mit ausdrücklicher Einwilligung, in 
besonderen Fällen mit schriftlicher Genehmigung von öffentlich-rechtlichen 
Religionsgemeinschaften ehrenamtlich tätig sind oder an Ausbildungsveranstaltungen 
für diese Tätigkeit teilnehmen, 

(...) 

§ 4   Versicherungsfreiheit 

(1) Versicherungsfrei sind 

(...) 

3. Satzungsmäßige Mitglieder geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und Angehörige 
ähnlicher Gemeinschaften, wenn ihnen nach den Regeln der Gemeinschaft Anwartschaft 
auf die in der Gemeinschaft übliche Versorgung gewährleistet und die Erfüllung der 
Gewährleistung gesichert ist. 

(...) 



548 

 

8.  Verfahrensrecht 

a)  Gesetz über die Internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRG)128 
Vom 23. Dezember 1982 (BGBl. I S. 2071), in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 
1994 (BGBl. I S. 1537), zuletzt geändert durch Gesetz vom 2. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3214) 

Erster Teil   Anwendungsbereich 

§ 1   Anwendungsbereich 

(1) Der Rechtshilfeverkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten richtet sich 
nach diesem Gesetz. 

(...) 

(3) Regelungen in völkerrechtlichen Vereinbarungen gehen, soweit sie unmittelbar 
anwendbares innerstaatliches Recht geworden sind, den Vorschriften dieses Gesetzes vor. 

Zweiter Teil   Auslieferung an das Ausland  

§ 6   Politische Straftaten, politische Verfolgung 

(1) Die Auslieferung ist nicht zulässig wegen einer politischen Tat oder wegen einer mit einer 
solchen zusammenhängenden Tat. Sie ist zulässig, wenn der Verfolgte wegen vollendeten 
oder versuchten Völkermordes, Mordes oder Totschlags oder wegen der Beteiligung hieran 
verfolgt wird oder verurteilt worden ist. 

(2) Die Auslieferung ist nicht zulässig, wenn ernstliche Gründe für die Annahme bestehen, 
dass der Verfolgte im Fall seiner Auslieferung wegen seiner Rasse, seiner Religion, seiner 
Staatsangehörigkeit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder seiner 
politischen Anschauungen verfolgt oder bestraft oder dass seine Lage aus einem dieser 
Gründe erschwert werden würde. 

Dritter Teil   Durchlieferung 

§ 43   Zulässigkeit der Durchlieferung 

(...) 

(4) Für die Durchführung gelten die §§ 6 bis 8 entsprechend. 

b)  Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) 
Vom 27. Januar 1877 (RGBl. S. 41), in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 

(BGBl. I S. 1077), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juni 2010 (BGBl. I S. 976) 

Vierter Titel   Schöffengerichte 

§ 34   [Weitere nicht zu berufende Personen] 

(1) Zu dem Amt eines Schöffen sollen ferner nicht berufen werden: 

                                                 
128 Vgl. hierzu auch die entsprechenden Auslieferungsabkommen; sie befinden sich im Vierten Teil unter Punkt 
B) 1. d) und 2. c). 
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(...) 

6. Religionsdiener und Mitglieder solcher religiösen Vereinigungen, die satzungsgemäß 
zum gemeinsamen Leben verpflichtet sind; 

(...) 

Fünfzehnter Titel   Gerichtsprache 

§ 189   [Dolmetschereid] 

(1) Der Dolmetscher hat einen Eid dahin zu leisten: 

dass er treu und gewissenhaft übertragen werde. 

Gibt der Dolmetscher an, dass er aus Glaubens- oder Gewissensgründen keinen Eid leisten 
wolle, so hat er eine Bekräftigung abzugeben. Diese Bekräftigung steht dem Eid gleich; 
hierauf ist der Dolmetscher hinzuweisen. 

(...) 

c)  Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz 
Gesetz vom 27. Januar 1877 (RGBl. S. 77), zuletzt geändert durch Gesetz vom  

17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586) 

2. Abschnitt   Verfahrensübergreifende Mitteilungen von Amts wegen 

§ 12   [Geltungsbereich, Verantwortung; Erlaß von Verwaltungsvorschriften] 

(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für die Übermittlung personenbezogener Daten 
von Amts wegen durch Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit und Staatsanwaltschaften an 
öffentliche Stellen des Bundes oder eines Landes für andere Zwecke als die des Verfahrens, 
für die die Daten erhoben worden sind. Besondere Rechtsvorschriften des Bundes oder, wenn 
die Daten aus einem landesrechtlich geregelten Verfahren übermittelt werden, eines Landes, 
die von den §§ 18 bis 22 abweichen, gehen diesen Vorschriften vor.  

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Übermittlung personenbezogener Daten an Stellen der 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften, sofern sichergestellt ist, dass bei dem 
Empfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen werden.  

(3) Eine Übermittlung unterbleibt, wenn ihr eine besondere bundes- oder entsprechende 
landesgesetzliche Verwendungsregelung entgegensteht.  

(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermittelnde Stelle.  

(...) 

§ 14   [Zulässigkeit der Datenübermittlung in Strafsachen; Annahmen] 

(1) In Strafsachen ist die Übermittlung personenbezogener Daten des Beschuldigten, die den 
Gegenstand des Verfahrens betreffen, zulässig, wenn die Kenntnis der Daten aus der Sicht der 
übermittelnden Stelle erforderlich ist für  

1. bis 3 (weggefallen). 

4. dienstrechtliche Maßnahmen oder Maßnahmen der Aufsicht, falls 

 a) der Betroffene wegen seines Berufs- oder Amtsverhältnisses einer Dienst-, Staats- 
oder Standesaufsicht unterliegt, Geistlicher einer Kirche ist oder ein entsprechendes 
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Amt bei einer anderen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft bekleidet oder 
Beamter einer Kirche oder einer Religionsgesellschaft ist und 

 b) die Daten auf eine Verletzung von Pflichten schließen lassen, die bei der Ausübung 
des Berufs oder der Wahrnehmung der Aufgaben aus dem Amtsverhältnis zu beachten 
sind oder in anderer Weise geeignet sind, Zweifel an der Eignung, Zuverlässigkeit 
oder Befähigung hervorzurufen, 

5. die Entscheidung über eine Kündigung oder für andere arbeitsrechtliche Maßnahmen, für 
die Entscheidung über eine Amtsenthebung, für den Widerruf, die Rücknahme, die 
Einschränkung einer behördlichen Erlaubnis, Genehmigung oder Zulassung zur 
Ausübung eines Gewerbes, einer sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung oder eines 
Berufs oder zum Führen einer Berufsbezeichnung, für die Untersagung der beruflichen, 
gewerblichen oder ehrenamtlichen Tätigkeit oder der sonstigen wirtschaftlichen 
Unternehmung oder für die Untersagung der Einstellung, Beschäftigung, 
Beaufsichtigung von Kindern und Jugendlichen, für die Untersagung der Durchführung 
der Berufsausbildung oder für die Anordnung einer Auflage, falls 

 a) der Betroffene ein nicht unter Nummer 4 fallender Angehöriger des öffentlichen 
Dienstes oder des Dienstes einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, ein 
Gewerbetreibender oder ein Vertretungsberechtigter eines Gewerbetreibenden oder 
eine mit der Leitung eines Gewerbebetriebes oder einer sonstigen wirtschaftlichen 
Unternehmung beauftragte Person, ein sonstiger Berufstätiger oder Inhaber eines 
Ehrenamtes ist und  

 b) die Daten auf eine Verletzung von Pflichten schließen lassen, die bei der Ausübung 
des Dienstes, des Gewerbes, der sonstigen wirtschaftlichen Unternehmung, des Berufs 
oder des Ehrenamtes zu beachten sind oder in anderer Weise geeignet sind, Zweifel an 
der Eignung, Zuverlässigkeit oder Befähigung hervorzurufen, 

6. Dienstordnungsmaßnahmen mit versorgungsrechtlichen Folgen oder für den Entzug von 
Hinterbliebenenversorgung, falls der Betroffene aus einem öffentlich-rechtlichen Amts- 
oder Dienstverhältnis oder aus einem Amts- oder Dienstverhältnis mit einer Kirche oder 
anderen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft Versorgungsbezüge erhält oder zu 
beanspruchen hat, 

(...) 

d)  Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
Vom 25. Mai 1976 (BGBl. I S. 1253), in der Fassung der Bekanntmachung vom  

23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), geändert durch Gesetz vom 14. August 2009 (BGBl. I 
S. 2827) 

§ 2   Ausnahmen vom Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt nicht für die Tätigkeit der Kirchen, der Religionsgesellschaften und 
Weltanschauungsgemeinschaften sowie ihrer Verbände und Einrichtungen. 

(...) 
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e)  Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VwVG) 
Vom 27. April 1953 (BGBl. I S. 157), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. Juli 2009 

(BGBl. I S. 2258)129 

§ 17   Vollzug gegen Behörden 

Gegen Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts sind Zwangsmittel  
unzulässig, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 

f)  Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
Vom 21. Januar 1960 (BGBl. I S. 17), in der Fassung der Bekanntmachung vom  

19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Juni 2008 (BGBl. I 
S. 1010) 

Teil I   Gerichtsverfassung 

3. Abschnitt   Ehrenamtliche Richter 

§ 23   [Ablehnungsrecht] 

(1) Die Berufung zum Amt des ehrenamtlichen Richters dürfen ablehnen 

1. Geistliche und Religionsdiener, 

(...) 

g)  Finanzgerichtsordnung (FGO) 

Vom 6. Oktober 1965 (BGBl. I S. 1477), in der Fassung vom 28. März 2001 (BGBl. I S. 
442, ber. 2262), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juli 2009130 (BGBl. I 
S. 2449)Erster Teil Gerichtsverfassung 

Abschnitt III   Ehrenamtliche Richter 

§ 20   [Recht zur Ablehnung der Berufung] 

(1) Die Berufung zum Amt des ehrenamtlichen Richters dürfen ablehnen 

1. Geistliche und Religionsdiener, 

(...) 

                                                 
129 Anm.: Die Änderungen durch das Gesetz von 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2258) treten erst mit Wirkung vom 1. 
Januar 2013 in Kraft und sind im Text noch nicht berücksichtigt. 
130 Anm.: Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36). 
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h)  Strafprozessordnung (StPO) 
Vom 1. Februar 1877 (RGBl. S. 253), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, ber. S. 1319), zuletzt geändert durch Gesetz vom  

30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2437)131 

Erstes Buch   Allgemeine Vorschriften 

Fünfter Abschnitt   Fristen und Wiedereinsetzung in den vorigen Stand  

§ 43   [Wochen- und Monatsfristen] 

(...) 

(2) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen allgemeinen Feiertag oder einen 
Sonnabend, so endet die Frist mit Ablauf des nächsten Werktages. 

Sechster Abschnitt   Zeugen 

§ 53   [Zeugnisverweigerungsrecht aus beruflichen Gründen] 

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt 

1. Geistliche über das, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger anvertraut worden oder 
bekannt geworden ist;132 

(...) 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 3b Genannten dürfen das Zeugnis nicht verweigern, wenn 
sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden sind. (...) 

(...) 

§ 53a   [Zeugnisverweigerungsrecht der Berufshelfer] 

(1) Den in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 Genannten stehen ihre Gehilfen und die Personen 
gleich, die zur Vorbereitung auf den Beruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Über 
die Ausübung des Rechtes dieser Hilfspersonen, das Zeugnis zu verweigern, entscheiden die 
in § 53 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 Genannten, es sei denn, dass diese Entscheidung in absehbarer Zeit 
nicht herbeigeführt werden kann. 

(2) Die Entbindung von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit (§ 53 Abs. 2 Satz 1) gilt 
auch für die Hilfspersonen. 

§ 57   [Zeugenbelehrung] 

Vor der Vernehmung werden die Zeugen zur Wahrheit ermahnt und über die strafrechtlichen 
Folgen einer unrichtigen oder unvollständigen Aussage belehrt. Auf die Möglichkeit der 
Vereidigung werden sie hingewiesen. Im Falle der Vereidigung sind sie über die Bedeutung 
des Eides und darüber zu belehren, dass der Eid mit oder ohne religiöse Beteuerung geleistet 
werden kann. 

                                                 
131 Anm.: Zuletzt geändert durch Urt. BVerfG (1 BvR 256/08, 1 BvR 263/08, 1 BvR 586/08) vom 2. März 2010 
(BGBl. I S. 272): § 100g ist teilweise nichtig. 
132 Anm.: Diese Vorschrift gilt nur für Geistliche christlicher Kirchen und sonstiger staatlich anerkannter 
Religionsgemeinschaften. 
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§ 64   [Eidesformel] 

(1) Der Eid mit religiöser Beteuerung wird in der Weise geleistet, dass der Richter an den 
Zeugen die Worte richtet: 

»Sie schwören bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden, dass Sie nach bestem 
Wissen die reine Wahrheit gesagt und nichts verschwiegen haben« 

und der Zeuge hierauf die Worte spricht: 

»Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.« 

(2) Der Eid ohne religiöse Beteuerung wird in der Weise geleistet, dass der Richter an den 
Zeugen die Worte richtet: 

»Sei schwören, dass Sie nach bestem Wissen die reine Wahrheit gesagt und nichts 
verschwiegen haben« 

und der Zeuge hierauf die Worte spricht: 

»Ich schwöre es.« 

(3) Gibt ein Zeuge an, dass er als Mitglied einer Religions- oder Bekenntnisgemeinschaft eine 
Beteuerungsformel dieser Gemeinschaft verwenden wolle, so kann er diese dem Eid anfügen. 

(4) Der Schwörende soll bei der Eidesleistung die rechte Hand heben. 

§ 65   [Eidesgleiche Bekräftigung] 

(1) Gibt ein Zeuge an, dass er aus Glaubens- oder Gewissensgründen keinen Eid leisten wolle, 
so hat er die Wahrheit der Aussage zu bekräftigen. Die Bekräftigung steht dem Eid gleich; 
hierauf ist der Zeuge hinzuweisen. 

(2) Die Wahrheit der Aussage wird in der Weise bekräftigt, dass der Richter an den Zeugen 
die Worte richtet: 

»Sie bekräftigen im Bewusstsein Ihrer Verantwortung vor Gericht, dass Sie nach bestem 
Wissen die reine Wahrheit gesagt und nichts verschwiegen haben« 

und der Zeuge hierauf spricht: 

»Ja.« 

(3) § 64 Abs. 3 gilt entsprechend. 

§ 66   [Eidesleistung hör- oder sprachbehinderter Personen] 

(1) Eine hör- oder sprachbehinderte Person leistet den Eid nach ihrer Wahl mittels 
Nachsprechens der Eidesformel, mittels Abschreibens und Unterschreibens der Eidesformel 
oder mit Hilfe einer die Verständigung ermöglichenden Person, die vom Gericht 
hinzuzuziehen ist. Das Gericht hat die geeigneten technischen Hilfsmittel bereitzustellen. Die 
hör- oder sprachbehinderte Person ist auf ihr Wahlrecht hinzuweisen. 

(2) Das Gericht kann eine schriftliche Eidesleistung verlangen oder die Hinzuziehung einer 
die Verständigung ermöglichenden Person anordnen, wenn die hör- oder sprachbehinderte 
Person von ihrem Wahlrecht nach Absatz 1 keinen Gebrauch gemacht hat oder eine 
Eidesleistung in der nach Absatz 1 gewählten Form nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich ist. 

(3) Die §§ 64 und 65 gelten entsprechend. 
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Achter Abschnitt Beschlagnahme, Überwachung des Fernmeldeverkehrs, 
Rasterfahndung, Einsatz technischer Mittel, Einsatz verdeckter Ermittler und 
Durchsuchung 

§ 97   [Der Beschlagnahme nicht unterliegende Gegenstände] 

(1) Der Beschlagnahme unterliegen nicht  

1. schriftliche Mitteilungen zwischen dem Beschuldigten und den Personen, die nach § 52 
oder § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 b das Zeugnis verweigern dürfen; 

2. Aufzeichnungen, welche die in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 b Genannten über die ihnen 
vom Beschuldigten anvertrauten Mitteilungen oder über andere Umstände gemacht 
haben, auf die sich das Zeugnisverweigerungsrecht erstreckt; 

3. andere Gegenstände einschließlich der ärztlichen Untersuchungsbefunde, auf die sich das 
Zeugnisverweigerungsrecht der in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 b Genannten erstreckt. 

(2) Diese Beschränkungen gelten nur, wenn die Gegenstände im Gewahrsam der zur 
Verweigerung des Zeugnisses Berechtigten sind,(...) Die Beschränkungen der Beschlagnahme 
gelten nicht, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, dass die 
zeugnisverweigerungsberechtigte Person an der Tat oder an einer Begünstigung, 
Strafvereitelung oder Hehlerei beteiligt ist, oder wenn es sich um Gegenstände handelt, die 
durch eine Straftat hervorgebracht oder zur Begehung einer Straftat gebraucht oder bestimmt 
sind oder die aus einer Straftat herrühren. 

(3) Die Absätze 1 bis 3 sind entsprechend anzuwenden, soweit die Hilfspersonen (§ 53a) der 
in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3b Genannten das Zeugnis verweigern dürfen. 

(...) 

§ 100c   [Maßnahmen ohne Wissen des Betroffenen]133 

(1) Auch ohne Wissen des Betroffenen darf das in einer Wohnung134 nichtöffentlich 
gesprochene Wort mit technischen Mitteln abgehört und aufgezeichnet werden, wenn 

1. bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, dass jemand als Täter oder Teilnehmer 
eine in Absatz 2 bezeichnete besonders  schwere Straftat begangen oder in Fällen, in 
denen der Versuch strafbar ist, zu begehen versucht hat, 

2. die Tat auch im Einzelfall besonders schwer wiegt, 

3. auf Grund tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass durch die Überwachung 
Äußerungen des Beschuldigten erfasst werden, die für die Erforschung des Sachverhalts 
oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes eines Mitbeschuldigten von Bedeutung sind, 
und 

                                                 
133 Anm.: Diese Vorschrift wurde neugefasst durch das Gesetz zur Umsetzung des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts vom 3. März 2004 (akustische Wohnüberwachung) vom 24. Juni 2005. 
134 Anm.: Es ist strittig, ob auch ein Beichtstuhl von dem Begriff der Wohnung im Sinne des § 100c Abs. 1 
erfasst ist. Für einen Einbezug des Beichtstuhls in den Wohnungsbegriff spricht Bundestagsdrucksache vom 15. 
Januar 1998 Nr. 13/9961 S. 7. Bei Ablehnung einer Charakterisierung des Beichtstuhls als Wohnung sind 
Abhörmaßnahmen nach § 100 c Abs. 1 Strafprozessordnung (StPO) möglich. Teilweise wird auch angesichts 
ihres besonderen verfassungsrechtlichen Rangs für Geistliche generell eine Ausweitung des 
Anwendungsbereichs des § 100 d Abs. 3 S. 1 StPO befürwortet. Danach sollen auch außerhalb einer Wohnung 
geführte, (vertrauliche) Gespräche eines Beschuldigten mit einem Geistlichen dem Beweiserhebungsverbot des 
§ 100 d Abs. 3 S. 1 StPO unterliegen.  
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4.  die Erforschung des Sachverhalts oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes eines 
Mitbeschuldigten auf andere Weise unverhältnismäßig erschwert oder aussichtslos wäre. 

(2) Besonders schwere Straftaten im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 sind:  

(...) 

(5) Das Abhören und Aufzeichnen ist unverzüglich zu unterbrechen, soweit sich während der 
Überwachung Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Äußerungen, die dem Kernbereich privater 
Lebensgestaltung zuzurechnen sind, erfasst werden. Aufzeichnungen über solche Äußerungen 
sind unverzüglich zu löschen. Erkenntnisse über solche Äußerungen dürfen nicht verwertet 
werden. (...) 

(6) In den Fällen des § 53 ist eine Maßnahme nach Absatz 1 unzulässig; ergibt sich während 
oder nach Durchführung der Maßnahme, dass ein Fall des § 53 vorliegt, gilt Absatz 5 Satz 2 
bis 4 entsprechend. 2In den Fällen der §§ 52 und 53a dürfen aus einer Maßnahme nach 
Absatz 1 gewonnene Erkenntnisse nur verwertet werden, wenn dies unter Berücksichtigung 
der Bedeutung des zugrunde liegenden Vertrauensverhältnisses nicht außer Verhältnis zum 
Interesse an der Erforschung des Sachverhalts oder der Ermittlung des Aufenthaltsortes eines 
Beschuldigten steht. 3§ 160a Abs. 4 gilt entsprechend. 

(...) 

§ 100d   [Zuständigkeit]135 

(1) Maßnahmen nach § 100c dürfen nur auf Antrag der Staatsanwaltschaft durch die in § 74a 
Abs. 4 des Gerichtsverfassungsgesetzes genannte Kammer des Landgerichts angeordnet 
werden, in dessen Bezirk die Staatsanwaltschaft ihren Sitz hat. Bei Gefahr im Verzug kann 
diese Anordnung auch durch den Vorsitzenden getroffen werden. Dessen Anordnung tritt 
außer Kraft, wenn sie nicht binnen drei Werktagen von der Strafkammer bestätigt wird. Die 
Anordnung ist auf höchstens einen Monat zu befristen. Eine Verlängerung um jeweils nicht 
mehr als einen Monat ist zulässig, soweit die Voraussetzungen unter Berücksichtigung der 
gewonnenen Ermittlungsergebnisse fortbestehen. Ist die Dauer der Anordnung auf insgesamt 
sechs Monate verlängert worden, so entscheidet über weitere Verlängerungen das 
Oberlandesgericht.  

(2) Die Anordnung ergeht schriftlich. In der Anordnung sind anzugeben:  

1. soweit möglich, der Name und die Anschrift des Beschuldigten, gegen den sich die 
Maßnahme richtet,  

2. der Tatvorwurf, auf Grund dessen die Maßnahme angeordnet wird,  

3. die zu überwachende Wohnung oder die zu überwachenden Wohnräume,  

4. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,  

5. die Art der durch die Maßnahme zu erhebenden Informationen und ihre Bedeutung für 
das Verfahren.  

(3) In der Begründung der Anordnung oder Verlängerung sind deren Voraussetzungen und 
die wesentlichen Abwägungsgesichtspunkte darzulegen. Insbesondere sind einzelfallbezogen 
anzugeben:  

1. die bestimmten Tatsachen, die den Verdacht begründen,  

                                                 
135 Anm.: Diese Vorschrift wurde ebenfalls neugefasst durch das Gesetz zur Umsetzung des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts vom 3. März 2004 (akustische Wohnüberwachung) vom 24. Juni 2005. 
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2. die wesentlichen Erwägungen zur Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit der 
Maßnahme,  

3. die tatsächlichen Anhaltspunkte im Sinne des § 100c Abs. 4 Satz 1. 

(...) 

(5) Personenbezogene Daten aus einer akustischen Wohnraumüberwachung dürfen für andere 
Zwecke nach folgenden Maßgaben verwendet werden: 

(...) 

2. Die Verwendung der durch eine Maßnahme nach § 100c erlangten personenbezogenen 
Daten, auch solcher nach § 100c Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 2, zu Zwecken der 
Gefahrenabwehr ist nur zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden Lebensgefahr oder 
einer dringenden Gefahr für Leib oder Freiheit einer Person oder Gegenstände von 
bedeutendem Wert, die der Versorgung der Bevölkerung dienen, von kulturell 
herausragendem Wert oder in § 305 des Strafgesetzbuches genannt sind, zulässig. (...) 

Zweites Buch   Verfahren im ersten Rechtszug 

Sechster Abschnitt   Hauptverhandlung 

§ 229   [ Höchstdauer der Unterbrechung] 

(...) 

(4) Wird die Hauptverhandlung nicht spätestens am Tage nach Ablauf der in den 
vorstehenden Absätzen bezeichneten Frist fortgesetzt, so ist mit ihr von neuem zu beginnen. 
Ist der Tag nach Ablauf der Frist ein Sonntag, ein allgemeiner Feiertag oder ein Sonnabend, 
so kann die Hauptverhandlung am nächsten Werktag fortgesetzt werden. 

§ 249   [Verlesung von Schriftstücken] 

(1) Urkunden und andere als Beweismittel dienende Schriftstücke werden in der 
Hauptverhandlung verlesen. Dies gilt insbesondere von früher ergangenen Strafurteilen, von 
Straflisten und von Auszügen aus Kirchenbüchern und Personenstandsregistern und findet 
auch Anwendung auf Protokolle über die Einnahme des richterlichen Augenscheins. 

(...) 
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i)  Zivilprozessordnung 
Vom 30. Januar 1877 (RGBl. S. 83), in der Fassung vom 5. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3202), 

zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. September 2009 (BGBl. I S. 3145)136137 

Buch 1   Allgemeine Vorschriften 

Abschnitt 3   Verfahren 

Titel 3   Ladungen, Termine und Fristen 

§ 216   Terminsbestimmung 

(...) 

(3) Auf Sonntage, allgemeine Feiertage oder Sonnabende sind Termine nur in Notfällen 
anzuberaumen. 

§ 222   Fristberechnung 

(1) Für die Berechnung der Fristen gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

(2) Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen allgemeinen Feiertag oder einen 
Sonnabend, so endet die Frist mit Ablauf des nächsten Werktages. 

(3) Bei der Berechnung einer Frist, die nach Stunden bestimmt ist, werden Sonntage, 
allgemeine Feiertage und Sonnabende nicht mitgerechnet. 

Buch 2   Verfahren im ersten Rechtszuge 

Abschnitt 1   Verfahren vor den Landgerichten 

Titel 7   Zeugenbeweis  

§ 383   Zeugnisverweigerung aus persönlichen Gründen 

(1) Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt: 

(...) 

4. Geistliche138 in Ansehung desjenigen, was ihnen bei der Ausübung der Seelsorge 
anvertraut ist; 

(...) 

6. Personen, denen kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes Tatsachen anvertraut sind, 
deren Geheimhaltung durch ihre Natur oder durch gesetzliche Vorschrift geboten ist, in 
Betreff der Tatsachen, auf welche die Verpflichtung zur Verschwiegenheit sich bezieht. 

(...) 

                                                 
136 Die Änderungen durch Gesetz vom 7. Juli 2009 (BGBl. I S. 1707) treten teilweise erst mit Wirkung vom 1. 
Januar 2012 in Kraft und sind insoweit im Text noch nicht berücksichtigt. 
137 Die Änderungen durch Gesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2258) treten teilweise erst mit Wirkung vom 1. 
Januar 2013 in Kraft und sind insoweit im Text noch nicht berücksichtigt. 
138 Anm.: Der Begriff des Geistlichen ist strittig: zum Teil wird er auf die Geistlichen aller 
Religionsgemeinschaften bezogen, zum Teil auf die Geistlichen der öffentlich-rechtlichen 
Religionsgemeinschaften beschränkt. Nach der letzt genannten Ansicht ist für die Religionsdiener anderer 
Religionsgemeinschaften § 383 Abs. 1 Nr.6 anwendbar. 
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(3) Die Vernehmung der unter Nummern 4 bis 6 bezeichneten Personen ist, auch wenn das 
Zeugnis nicht verweigert wird, auf Tatsachen nicht zu richten, in Ansehung welcher erhellt, 
dass ohne Verletzung der Verpflichtung zur Verschwiegenheit ein Zeugnis nicht abgelegt 
werden kann. 

Titel 11   Abnahme von Eiden und Bekräftigungen 

§ 480   Eidesbelehrung 

Vor der Leistung des Eides hat der Richter den Schwurpflichtigen in angemessener Weise 
über die Bedeutung des Eides sowie darüber zu belehren, dass er den Eid mit religiöser oder 
ohne religiöse Beteuerung leisten kann. 

§ 481   Eidesleistung; Eidesformel 

(1) Der Eid mit religiöser Beteuerung wird in der Weise geleistet, dass der Richter die 
Eidesnorm mit der Eingangsformel: 

»Sie schwören bei Gott dem Allmächtigen und Allwissenden« 

vorspricht und der Schwurpflichtige darauf die Worte spricht (Eidesformel): 

»Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.« 

(2) Der Eid ohne religiöse Beteuerung wird in der Weise geleistet, dass der Richter die 
Eidesnorm mit der Eingangsformel: 

»Sie schwören« 

vorspricht und der Schwurpflichtige darauf die Worte spricht (Eidesformel): 

»Ich schwöre es.« 

(3) Gibt der Schwurpflichtige an, dass er als Mitglied einer Religions- oder 
Bekenntnisgemeinschaft eine Beteuerungsformel dieser Gemeinschaft verwenden wolle, so 
kann er diese dem Eid anfügen. 

(...) 

(5) Sollen mehrere Personen gleichzeitig einen Eid leisten, so wird die Eidesformel von jedem 
Schwurpflichtigen einzeln gesprochen. 

§ 483   Eidesleistung sprach- oder hörbehinderter Personen 

(1) Eine hör- oder sprachbehinderte Person leistet den Eid nach ihrer Wahl mittels 
Nachsprechens der Eidesformel, mittels Abschreibens und Unterschreibens der Eidesformel 
oder mit Hilfe einer die Verständigung ermöglichenden Person, die vom Gericht 
hinzuzuziehen ist. Das Gericht hat die geeigneten technischen Hilfsmittel bereit zu stellen. 
Die hör- oder sprachbehinderte Person ist auf ihr Wahlrecht hinzuweisen.  

(2) Das Gericht kann eine schriftliche Eidesleistung verlangen oder die Hinzuziehung einer 
die Verständigung ermöglichenden Person anordnen, wenn die hör- oder sprachbehinderte 
Person von ihrem Wahlrecht nach Absatz 1 keinen Gebrauch gemacht hat oder eine 
Eidesleistung in der nach Absatz 1 gewählten Form nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand möglich ist. 
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 § 484   [Eidesgleiche Bekräftigung] 

(1) Gibt der Schwurpflichtige an, dass er aus Glaubens- oder Gewissensgründen keinen Eid 
leisten wolle, so hat er eine Bekräftigung abzugeben. Diese Bekräftigung steht dem Eid 
gleich; hierauf ist der Verpflichtete hinzuweisen. 

(2) Die Bekräftigung wird in der Weise abgegeben, dass der Richter die Eidesnorm als 
Bekräftigungsnorm mit der Eingangsformel: 

»Sie bekräftigen im Bewusstsein Ihrer Verantwortung vor Gericht« 

vorspricht und der Verpflichtete darauf spricht: 

»Ja«. 

(3) § 481 Abs. 3, 5, § 483 gelten entsprechend. 

Buch 8   Zwangsvollstreckung 

Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften 

§ 758a   Richterliche Durchsuchungsanordnung; Vollstreckung zur Unzeit 

(...) 

(4) Der Gerichtsvollzieher nimmt eine Vollstreckungshandlung zur Nachtzeit und an Sonn- 
und Feiertagen nicht vor, wenn dies für den Schuldner und die Mitgewahrsamsinhaber eine 
unbillige Härte darstellt oder der zu erwartende Erfolg in einem Missverhältnis zu dem 
Eingriff steht, in Wohnungen nur auf Grund einer besonderen Anordnung des Richters bei 
dem Amtsgericht. (...) 

Abschnitt 2   Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen 

Titel 1   Zwangsvollstreckung in das bewegliche Vermögen 

Untertitel 2 Zwangsvollstreckung in körperliche Sachen 

§ 811   Unpfändbare Sachen 

(1) Folgende Sachen sind der Pfändung nicht unterworfen:   

(...) 

7. Dienstkleidungsstücke sowie Dienstausrüstungsgegenstände, soweit sie zum Gebrauch 
des Schuldners bestimmt sind, sowie bei Beamten, Geistlichen, Rechtsanwälten, Notaren, 
Ärzten und Hebammen die zur Ausübung des Berufes erforderlichen Gegenstände 
einschließlich angemessener Kleidung; 

(...) 

10. die Bücher, die zum Gebrauch des Schuldners und seiner Familie in der Kirche oder 
Schule oder einer sonstigen Unterrichtsanstalt oder bei der häuslichen Andacht bestimmt 
sind; 

(...) 
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Titel 4   Zwangsvollstreckung gegen juristische Personen des öffentlichen Rechts 

§ 882a   Zwangsvollstreckung wegen einer Geldforderung 

(1) Die Zwangsvollstreckung gegen den Bund oder ein Land wegen einer Geldforderung darf, 
soweit nicht dingliche Rechte verfolgt werden, erst vier Wochen nach dem Zeitpunkt 
beginnen, in dem der Gläubiger seine Absicht, die Zwangsvollstreckung zu betreiben, der zur 
Vertretung des Schuldners berufenen Behörde und, sofern die Zwangsvollstreckung in ein 
von einer anderen Behörde verwaltetes Vermögen erfolgen soll, auch dem zuständigen 
Minister der Finanzen angezeigt hat. Dem Gläubiger ist auf Verlangen der Empfang der 
Anzeige zu bescheinigen. Soweit in solchen Fällen die Zwangsvollstreckung durch den 
Gerichtsvollzieher zu erfolgen hat, ist der Gerichtsvollzieher auf Antrag des Gläubigers vom 
Vollstreckungsgericht zu bestimmen. 

(2) Die Zwangsvollstreckung ist unzulässig in Sachen, die für die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben des Schuldners unentbehrlich sind oder deren Veräußerung ein öffentliches 
Interesse entgegensteht. Darüber, ob die Voraussetzungen des Satzes 1 vorliegen, ist im 
Streitfall nach § 766 zu entscheiden. Vor der Entscheidung ist der zuständige Minister zu 
hören. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 sind auf die Zwangsvollstreckung gegen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechtes mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass an die Stelle der Behörde im Sinne des Absatzes 1 die gesetzlichen 
Vertreter treten. Für öffentlich-rechtliche Bank- und Kreditanstalten gelten die 
Beschränkungen der Absätze 1 und 2 nicht. 

(...) 

Abschnitt 4   Eidesstattliche Versicherung und Haft 

§ 910   Anzeige vor der Verhaftung 

Vor der Verhaftung eines Beamten, eines Geistlichen oder eines Lehrers an öffentlichen 
Unterrichtsanstalten ist der vorgesetzten Dienstbehörde von dem Gerichtsvollzieher Anzeige 
zu machen. Die Verhaftung darf erst erfolgen, nachdem die vorgesetzte Behörde für die 
dienstliche Vertretung des Schuldners gesorgt hat. Die Behörde ist verpflichtet, ohne Verzug 
die erforderlichen Anordnungen zu treffen und den Gerichtsvollzieher hiervon in Kenntnis zu 
setzen. 

j)  Rechtspflegergesetz (RPflG) 
Vom 5. November 1969 (BGBl. I S. 2065), zuletzt geändert durch Gesetz vom  

30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2474)  

Zweiter Abschnitt   Dem Richter vorbehaltene Geschäfte auf dem Gebiet der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie in Insolvenzverfahren und 
schiffahrtsrechtlichen Verteilungsverfahren 

§ 14   Kindschafts- und Adoptionssachen 

(1) Von den dem Familiengericht übertragenen Angelegenheiten in Kindschafts- und 
Adoptionssachen sowie den entsprechenden Lebenspartnerschaftssachen bleiben dem Richter 
vorbehalten: 
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(...) 
2. die Maßnahmen auf Grund des § 1666 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zur Abwendung der 
Gefahr für das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes; 

(…) 
11. die religiöse Kindererziehung betreffenden Maßnahmen nach § 1801 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sowie den §§ 2, 3 und 7 des Gesetzes über die religiöse Kindererziehung; 

(…)k)  Gerichtskostengesetz 
Vom 18. Juni 1878 (RGBl. S. 141), in der Fassung der Bekanntmachung vom  

 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juli 2009139 (BGBl. I 
S. 2479) 

§ 2   Kostenfreiheit 

(...) 

(3) Sonstige bundesrechtliche Vorschriften, durch die für Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten und den Gerichten der Finanz- und Sozialgerichtsbarkeit eine sachliche oder 
persönliche Befreiung von Kosten gewährt ist, bleiben unberührt. Landesrechtliche 
Vorschriften, die für diese Verfahren in weiteren Fällen eine sachliche oder persönliche 
Befreiung von Kosten gewähren, bleiben unberührt. 

(4) Vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit und den Gerichten für Arbeitssachen 
finden bundesrechtliche oder landesrechtliche Vorschriften über persönliche Kostenfreiheit 
keine Anwendung. Vorschriften über sachliche Kostenfreiheit bleiben unberührt. 

(...) 

l)  Gesetz über die Kosten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit  
(Kostenordnung) 

Vom 25. November 1935 (RGBl. I S. 1371), in der Fassung vom  
26. Juli 1957 (BGBl. I S. 861, 960), zuletzt geändert durch Gesetz vom  

24. September 2009 (BGBl. I S. 3145) 

Erster Teil   Gerichtskosten 
Zweiter Abschnitt Gebühren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
6. Sonstige Angelegenheiten 
§ 127   Personenstandsangelegenheiten 

(1) Für die Familienregister sowie für die bei den Gerichten aufbewahrten Standesregister und 
Kirchenbücher gelten die Kostenvorschriften für die Amtstätigkeit des Standesamts 
entsprechend.  

(…) 

                                                 
139
 Amtl. Anm.: Dieses Gesetz dient der Umsetzung.  

– der Richtlinie 2006/68/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. September 2006 zur Änderung 
der Richtlinie 77/91/EWG des Rates in Bezug auf die Gründung von Aktiengesellschaften und die Erhaltung und 
Änderung ihres Kapitals (ABl. L 264 vom 25.9.2006, S. 32) und 
–der Richtlinie 2007/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 über die Ausübung 
bestimmter Rechte von Aktionären in börsennotierten Gesellschaften (ABl. L 184 vom 14.7.2007, S. 17). 



562 

 

Zweiter Teil   Kosten der Notare  

§ 144   Gebührenermäßigung 

(1) Erhebt ein Notar, dem die Gebühren für seine Tätigkeit selbst zufließen, die in den §§ 36 
bis 59, 71, 133, 145 und 148 bestimmten Gebühren von  

(...) 

3. einer Kirche, sonstigen Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft, jeweils soweit sie 
die Rechtsstellung einer juristischen Person des öffentlichen Rechts hat, 

und betrifft die Angelegenheit nicht deren wirtschaftliche Unternehmen, so ermäßigen sich 
die Gebühren bei einem Geschäftswert von mehr als 26. 000 Euro bis zu einem Geschäftswert 
von (Euro) 

100.000      um 30 Prozent 

260.000      um 40 Prozent 

1.000.000      um 50 Prozent 

über 1.000.000     um 60 Prozent. 

Eine ermäßigte Gebühr darf jedoch die bei einem niedrigeren Geschäftswert nach Satz 1 zu 
erhebende Gebühr nicht unterschreiten. Wenn die Tätigkeit mit dem Erwerb eines 
Grundstücks oder grundstücksgleichen Rechts zusammenhängt, ermäßigen sich die Gebühren 
nur, wenn dargelegt wird, daß eine auch nur teilweise Weiterveräußerung an einen 
nichtbegünstigten Dritten nicht beabsichtigt ist. Ändert sich die Absicht innerhalb von drei 
Jahren nach Beurkundung der Auflassung, entfällt eine bereits gewährte Ermäßigung. Der 
Begünstigte ist verpflichtet, den Notar zu unterrichten. 

(2) Die Gebührenermäßigung ist auch einer Körperschaft, Vereinigung oder Stiftung zu 
gewähren, die ausschließlich und unmittelbar mildtätige oder kirchliche Zwecke im Sinne der 
Abgabenordnung verfolgt, wenn diese Voraussetzung durch einen Freistellungs- oder 
Körperschaftssteuerbescheid oder durch eine vorläufige Bescheinigung des Finanzamts 
nachgewiesen und dargelegt wird, daß die Angelegenheit nicht einen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb betrifft. 

(...) 

m)  Landesjustizkostengesetz [von Baden-Württemberg] 
Vom 30. März 1971 (GVBl. BW S. 96) in der Fassung vom 15. Januar 1993  

 (GVBl. BW S. 110, ber. S. 244), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
29. Juli 2010 (GVBl. BW S. 555) 

Zweiter Abschnitt   Gebührenbefreiungen, Stundung und Erlaß von Kosten 

§ 7   Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, die die ordentlichen Gerichte in Zivilsachen, die 
Behörden der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie die Behörden der Justiz- und der 
Arbeitsgerichtsverwaltung erheben, sind befreit: 

1. Kirchen, andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sowie ihre 
Unterverbände, Anstalten und Stiftungen, jeweils soweit sie juristische Personen des 
öffentlichen Rechts sind; 
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(...) 

(3) Die Gebührenfreiheit nach den Absätzen 1 und 2 gilt auch für Beurkundungs- und 
Beglaubigungsgebühren. Die Gebührenfreiheit nach Absatz 1 gilt ferner für die Gebühren der 
Gerichtsvollzieher; Gebühren, die nicht beim Schuldner beigetrieben werden können, sind 
vom Gläubiger zu erstatten. 


